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Parteifreunde, 
SQ   nn beginnt die parlamentarische 
die 'J^'Pause. Trotz einiger Schwierigkeiten, 
kötoüÜ! '"zwischen überwunden haben, 

eine Wir für die erste Hälfte des Jahres 1984 

Wirvki?0si*'ve Bilanz ziehen. Hier sind einige 
Cht,9e Pluspunkte: 

v*milienpolitik 
''eriPolvSere Entscheidungen für eine neue Fami- 
9eb(ih bekommt die Familie wieder den ihr 
Ö'6 9röRnden Ste,lenwert- Diese Familienpolitik ist 
Seit ö Verbesserung der Situation der Familie 
P(ir I9ftßtehen der Bundesrepublik Deutschland. 
für dj   p

b werden zusätzlich über 8 Milliarden DM 
ö'eneu c llien mit Kindern zur Verfügung gestellt. 
für diey Familienpolitik stellt nicht nur einen Erfolg 
% CDijamil'en dar> sor|dern 'St auch ein Erfolg für 
seit jah'da er|dlich verwirklicht wird, was die CDU 

anren gefordert hat. 
Ua.S\# 

^Dak f»t6r Bundesregierung beschlossene Fami- 
s 

l umfaßt folgende Komponenten: 

6oo J r^Q eines Erziehungsgeldes in Höhe von 
für i/\i!z   pro Monat für die Dauer eines Jahres 

Kind 

Kind 

oder Väter, 

erfreibetrag von 2484,- DM, 

für ane9Fld2uschlag bis zur Höhe von 45 " DM 
r'n9en •jam,lien. bei denen sich wegen der ge- 
betraa   . ne ihres Einkommens der Steuerfrei- 

9 n'cht oder nicht voll auswirkt, 

An unsere Leser 
Trotz des mehrwöchigen 
Streiks in der Druckindu- 
strie, von dem auch die 
Druckerei der UiD in ganz 
besonderem Maße betrof- 
fen worden ist, konnte der 
UiD unseren Lesern mit nur 
geringen Zeitverzögerun- 
gen zugestellt werden. UiD 
23/84 ist die nunmehr letzte 
Ausgabe vor der Sommer- 
pause. Die nächste Aus- 
gabe, UiD 24/84, erscheint 
am 23. August 1984. 
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- Wiedereinführung des Kindergeldes 
für junge Arbeitslose bis zu 21 Jahren, 

- Stiftung Mutter und Kind - Schutz des 
ungeborenen Lebens, 

- Baukindergeld. 

Ab dem 1. Januar 1986 wird es in der 
Bundesrepublik Deutschland erstmalig 
ein Erziehungsgeld geben. Mit seiner 
Einführung wird endlich das von der 
SPD geschaffene Zweiklassenrecht 
beim Mutterschafts-Urlaub überwunden 
werden. Bisher erhielten nur Frauen das 
Mutterschafts-Urlaubsgeld, die vorher 
abhängig beschäftigt waren. Die Haus- 
frau, die ihre Arbeitskraft der Familie 
gewidmet hat, die Bäuerin, die Winzerin 
und die Handwerksfrau waren vom Mut- 
terschafts-Urlaubsgeld ebenso ausge- 
schlossen wie die Arbeiterin, die vor 
einem Jahr ein Kind bekommen hatte, 
bei ihm geblieben war und nun ein zwei- 
tes Kind bekam. Sie alle erhalten künftig 
Erziehungsgeld. 

Das Erziehungsgeld ist ein Baustein 
einer neuen Familienpolitik. Zu ihr gehö- 
ren ferner die steuerliche Entlastung der 
Familien mit Kindern in Höhe von 5,2 Mil- 
liarden Mark, der Kindergeldzuschlag 
für 700000 Familien mit niedrigem 
Einkommen und die Wiedereinführung 
des zum 1. Januar 1982 von der SPD 
abgeschafften Kindergeldes für junge 
Arbeitslose und Jugendliche ohne 
Ausbildungsplatz. Das alles bedeutet 
zusammen rund acht Milliarden Mark 
mehr für Familien. 

Die Stiftung „Mutter und Kind - Schutz 
des ungeborenen Lebens" stellt den 
anerkannten Beratungsstellen jährlich 
50 Millionen DM für schwangere Frauen 
zur Verfügung. Mit diesem Geld kann 
schnell und ohne bürokratischen Pa- 
pierkrieg z. B. eine Haushaltshilfe für die 
ersten  Wochen,   die  Babyausstattung 

finanziert oder eine Wohnung be sorgf 

werden. Wir wollen mit ErziehungsÖ eld- 

Kindergeld und Kinderfreibetrag erre1' 

chen, daß keine Frau deswegen, weü 
Kind auf die Welt kommt, in eine soZ"a 

Notlage gerät. 

Mit der Einführung eines Baukinderö ,( 
des werden Bauherren und Erwerber 
Kindern steuerlich entlastet. Mit Wirku 
ab 1.1.1987 wird für jedes im HauS"^ 
des Steuerpflichtigen lebende Kind e 
Entlastung gewährt. 

Nach der Sommerpause wird über  pj 
weitere wichtige  Forderung  der    ^ 
entschieden werden, nämlich über  .^ 
Anrechnung  von  Erziehungsjahre 
der Rentenversicherung. 

2. Steuerpolitik , 
Auch in der Steuerpolitik haben wir 
gehalten. Die Eckwerte für die St g 
reform sind verabschiedet. Der Um Jj 
der Entlastung bei der Einkommen' K 
Lohnsteuer wird über 20 Milliarden ^ 
betragen. Durch ein Gesetz wird d' p 
Entlastungsvolumen in zwei Sen ,, 
1986 und 1988 erreicht. Neben der ^ 
len Verwirklichung des famiüenP efi 
sehen Teils wird es schon 1986 y 
Einstieg in die Tarif reform geben- $ 
Januar 1988 wird der neue Tarif W*^ 
Gesamtentlastung von rund 15 ^J^ 
den Mark voll in Kraft treten. Er wir _n 
allem den Beziehern mittlerer Einkorn 
den Mark voll in Kraft treten. Er wir e0 

allem den Beziehern mittlerer Eink°gUer' 
zugute kommen, die unter der S ^e 
progression besonders leiden- ^ 
Steuer- und familienpolitischen ^ 
Scheidungen haben wir ohne o ^ 
höhung anderer Steuern und At)9 |jtjK, 
getroffen und realisieren diese ufi(J 
auch ohne das Ziel der Konsolid" 
des Bundeshaushalts zu gefährd 

Für unsere weitere Arbeit gilt: r'   -^ 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik D 



5. Juli 1984 • Seite 3 

auf 
Öe 

einem klaren vorhersehbaren Kurs. 
ejn 

n nur gesunde Staatsfinanzen und 
f(jr .abiler Geldwert schaffen die Basis 
k   e'ne Politik der sozialen Gerechtig- 

•ündfü ew eine Verbesserung 
^bsfähigkeit unserer Wirt 

der Wert- 
Wirtschaft. 

3. 
Stuttgarter Parteitag 

k|areapen auf dem stutt9arter Parteitag 
der u

Entscheidungen zur Bewältigung 
9ef^ht

erausforderungen der 80er Jahre 
auf jh' 

wahrend die Sozialdemokraten 
auf dj

rem Parteitag in Essen die Antwort 
Schulrt- wirtscnaftspolitischen Probleme 

J6Me- bleiben- Sie sind ohne Kon- 
"" chn'i? 2en*ralen Fragen wie moderne 
9unp  ~ Strukturwandel und Beschäfti- 
Te 

überh ,e SPD hat die Entscheidung 
derWir+re zukünftigen Vorstellungen in 
sten p^chaftspolitikauf den übernäch- 

arteitag 1985 einfach vertagt. 

4. 
Suro papolitik 

i1 derer 
n'on t opawahl am 17-Juni blieb die 

nUr 59 D2 einer Wahlbeteiligung von 
'W. rr°zent mit 46 Prozent die mit 
'hn 

stand stärkste Partei. Die SPD ist mit er Ah • ranei. uie öKU ISI mit 
^ah| ^ icht gescheitert, die Europa- 
^0a|jtj 

eir|e Entscheidung gegen die 
v0n an n der M'tte umzumünzen. Sie hat 
v6r|0r 

n Parteien die meisten Stimmen 
^itimJ:- CDU/CSU und FDP haben zu- 
6rhalten Über 50 Prozent der Stimmen 

ber6Ur' 
NrrJeDPöischeG'Pfel >n Fontainebleau 
Iphen paink der geduldigen und beharr- 
H| 2u

Ollt|kvon Bundeskanzler Helmut 
!ntwick|,einem Durchbruch zur Weiter- 
;chaft N

Ur>9 der Europäischen Gemein- 

hr a||e tT K0hl trLJ9 dazu bei> einen 

>nt9nnie 9baren KomPromiß mi* Groß- 
r tjrnrn,n 2u realisieren, erreichte die 
Nscrm/19 der europäischen Regie- 

' eTs  zum   nationalen   Hilfspro- 

gramm für die deutsche Landwirtschaft 
und es wurde Bewegung in den euro- 
päischen Umweltschutz gebracht. Diese 
erfolgreiche Europapolitik werden wir 
auch in Zukunft fortsetzen. 

5. Wirtschaftliche Entwicklung 
Der Wirtschaftsaufschwung hat sich 
auch 1984 fortgesetzt und muß ge- 
sichert werden. Das Bruttosozialprodukt 
ist im ersten Vierteljahr um 3,6 Prozent 
gestiegen. Der Arbeitsmarkt reagiert 
zwar langsam, aber die Zahlen signali- 
sieren, daß der Abwärtstrend auf dem 
Arbeitsmarkt gestoppt ist. Seit März 
1984 ist die Zahl der Arbeitslosen um 
über 420 000 zurückgegangen. Auf dem 
Felde der Arbeitsmarktpolitik hat die Re- 
gierung Erfolge zu verzeichnen, denn 
abseits des spektakulären und lautstar- 
ken Arbeitskampfes wurde die Vorruhe- 
standsregelung in Tarifverträgen aufge- 
nommen und von den Arbeitgebern und 
Gewerkschaften z. B. Nahrung, Genuß, 
Gaststätten, Chemie und Textil als die 
beschäftigungswirksame und vernünf- 
tige Alternative für Wachstum und Be- 
schäftigung klar unterstützt. 

Die Tarifpartner im Metallbereich haben 
zwischenzeitlich den Streik beendet. Die 
CDU hat sich auf dem Stuttgarter Partei- 
tag gegen eine generelle Einführung 
der 35-Stunden-Woche mit vollem 
Lohnausgleich gewandt, da diese keine 
neuen Arbeitsplätze schafft und beste- 
hende gefährdet. Wir haben aber gleich- 
zeitig deutlich gemacht, daß wir nicht ge- 
nerell gegen Arbeitszeitverkürzung sind. 
Vielmehr müssen Arbeitszeitverkürzun- 
gen zu flexiblen Lösungen führen, die 
auch von Mittel- und Kleinbetrieben ver- 
wirklicht werden können. Dieser Teil des 
Tarifvertrags im Metallbereich kann 
positiv bewertet werden. Es gibt aber 
keinen Zweifel, daß dieser Streik der 
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Wirtschaft geschadet, den wirtschaft- 
lichen Aufschwung gebremst und Arbeits- 
plätze gefährdet hat. Die Folgen des 
Streiks bis zur 7. Streikwoche ein- 
schließlich stellen sich so dar: 

- Ausfall     beim     Bruttosozialprodukt 
5 Milliarden DM 

- Lohnausfall 1,6 Milliarden DM 

- Ausfall bei Steuern und Beiträgen 
1,75 Milliarden DM, davon Rentenver- 
sicherung 285 Milliarden DM, 
gesetzliche Krankenversicherung 286 
Millionen DM, Beiträge zur Bundes- 
anstalt für Arbeit 69 Millionen DM. 

Es war ein politischer Streik gegen die 
Bundesregierung. Und dieser Streik 
richtete sich im Endergebnis gegen die 
Arbeitslosen. Wegen 1,5 Stunden weni- 
ger Arbeit bei vollem Lohnausgleich gibt 
es keine neuen Arbeitsplätze. Vielmehr 
muß jetzt ein Arbeiter in 38,5 Stunden 
das schaffen, was er vorher in 40 Stun- 
den geleistet hat. Die Verantwortlichen 
für diesen Streik haben den Arbeitneh- 
mern und Arbeitslosen einen schlechten 
Dienst erwiesen. 

6. Umweltpolitik 
In der Umweltpolitik hat die neue Regie- 
rung zur Verringerung der Luftver- 
schmutzung die TA-Luft geändert und 
die Großfeuerungsanlagenverordnung 
verschärft, beides Maßnahmen, die bei 
der alten Regierung fünf Jahre liegen 
blieben. Zum 1. 1. 1985 wird bleifreies 
Benzin eingeführt. Der Bundesminister 
der Finanzen und der Bundesinnenmini- 
ster werden zur Förderung des umwelt- 
freundlichen Autos im Herbst Gesetz- 
entwürfe vorlegen, die umweltfreund- 
liche Kraftfahrzeuge bis zu sieben 
Jahren von der Kfz-Steuer befreien und 
bleifreies Benzin steuerlich begünsti- 

ge! 
gen.   Unbeirrt verfolgen  wir  das «* ^ 
„Schutz der natürlichen Umwelt" 
neuen   Lösungen,  wie   beispielswe' 
Umweltzertifikaten und durch den & 
satz moderner Technologie, um den 
gensatz von Ökonomie und Ökolofl1^'• 
überwinden. Denn ohne moderne 1« 
nologie gibt es auch keinen wirksam 
Umweltschutz. 

ßf1 

Unser umweltpolitischer Grundsatz   > 
tet: Wer umweltschädigend produZ 
muß das am eigenen Geldbeutel sp1-' 
Wer umweltfreundlich und energie*jjnj 
rend produziert, muß vom Markt bei    f 
werden. Den erfolgreichen Weg"\ ^ 
Umweltpolitik gehen wir weiter. Wir    ^ 
sen sagen können, daß der Raubpgqie' 
der natürlichen Umwelt unserer Fj ^ 
rungsverantwortung gestoppt u(](r ^ 
Wende zum Besseren eingeleitet 
den ist. 

Die letzten Monate waren für 
Arbeit nicht immer einfach, wir ^ 
große Schwierigkeiten gemeistert. ^r 

wir sollten nicht vergessen, da e\ 
wichtige Stationen am Beginn un

r£)CK' 
Legislaturperiode erfolgreich zU , ^ 
gelegt haben. Dies ist kein Grün ^ep 
Selbstzufriedenheit, denn vor uns ^ 
Kommunalwahlen in Nordrhein- ^ 
falen und Baden-Württemberg ^ 
Landtagswahlen im Saarland, in rg(i 
und Nordrhein-Westfalen, die un 
ganzen Einsatz verlangen. ^ 

Zu Beginn der Ferienzeit wünS^0\s^
e 

Ihnen  und  Ihren  Familien ern 
Urlaubstage. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

Dr. Heiner Geißler MdB 
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BUNDESHAUSHALT 1985 

Rundung der Staatsfinanzen 
K°mmt gut voran 
Sib,Bundeskabinett hat auf seiner 
&UnH9 am 3-Juli den Entwurf des 
nan, ®

shaushalts 1985 und den Fi- 
^ '«Plan 1984 bis 1988 beschlossen. 

*60?l29aberanmen 1985 beträgt 
e'ner ^i,!iarden DM- Das entspricht 
9eg  T?eigerungsrate von 2,4 v. H. 
I « nuber dem voraussichtlichen 
den 3jbnis 1984 von rd. 254 Milliar- 

*r9ibt  • 9eflenüber dem So"1984 
v0niVsicn eine Steigerungsrate 

'»< v. H. 

'Vohln den Jahren ab 1986 bleibt die 

^e$armrgrenze der Steigerungsrate der 
steig "taus9aben 3 v. H. Im Finanzplan 
'Nen i?e Aus9aben 1986 auf 268 Mil- 
^iq»D ' 1987 auf 271 Milliarden DM 
öje   

aö8 auf 284 Milliarden DM. 

23,97
N®^okreditaufnahme 1985 soll 

9leich •""'arden DM betragen. Im Ver- 
?6 Net^L1 bisner'9en Finanzplan wird 
9 Mi||iar(?

kreditaufnähme 1985 um fast 
% Mp?en DM vermindert. Für 1988 ist 
''arck "okreditaufnahme von 22»4 Mil" 
^     ' ÜM vorgesehen. 

^1e R *aDinettsentscheidungen er- 
StoitenK Undesfinanzminister   Gerhard 
'• Mit       9: 

5ait8l9ft?  Entwurf des Bundeshaus- 
2*t*t dj^ und dem Finanzplan bis 1988 
a   sChaft   ndesre9ierun9 den Kurs der 

ntien      ünd finanzpolitischen Neu- 
s Wirh    9k°nsequentfort: 

a|ten fest an der ausgabepoliti- sch 
n Leitlinie vom Herbst 1982 und 

Frühjahr 1983, die der Finanzpla- 
nungsrat vor wenigen Tagen für Bund, 
Länder und Gemeinden ausdrücklich 
bestätigt hat: Die Bundesausgaben 
sollen auch ab 1986 um nicht mehr 
als 3 v. H. jährlich steigen. Die hohen 
durchschnittlichen Wachstumsraten 
der Bundesausgaben in den 50er, 
60er und 70er Jahren von 9, 8V2 und 
8 v. H. veranschaulichen das Ausmaß 
der Kurskorrektur in Richtung auf 
eine stetige und deutliche Verringe- 
rung des Staatsanteils am Brutto- 
sozialprodukt. 

- Die Politik einer Gesundung der 
Staatsfinanzen durch schrittweise 
Rückführung der öffentlichen Neu- 
verschuldung wird ohne Abstriche 
weiter verfolgt. Dies gilt auch unter 
dem Vorzeichen 
• der geplanten Tarifentlastung 1986 

und 1988, 
• der familienpolitischen Maßnah- 

men, 
• der höheren Beiträge für die Euro- 

päische Gemeinschaft und der 
Konsequenzen der EG-Beschlüsse 
für die nationale Agrarpolitik, 

• notwendiger Aufstockungen der 
Ansätze in Einzelbereichen, insbe- 
sondere auch bei den internationa- 
len Gewährleistungen und Bürg- 
schaften. 

Die weitere Rückführung der Neuver- 
schuldung des Bundes wird ohne neue 
Eingriffe in gesetzliche Leistungen und 
ohne Erhöhung von Steuern erreicht. 
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Der vorrübergehende Wiederanstieg 
der Nettokreditaufnahme im Jahre 1986 
geht vor allem auf die Mittelaufstockung 
für die EG und die vorgesehene erste 
Entlastungsstufe bei der Lohn- und Ein- 
kommensteuer zurück. In den Finanz- 
plan ist gleichzeitig weiterhin ein erheb- 
licher - wenn auch bis 1988 stark abfal- 
lender - Bundesbankgewinn eingestellt. 
Beides macht deutlich, daß mit den jetzt 
getroffenen Entscheidungen der finanz- 
politische Spielraum voll ausgeschöpft 
wird. 

Die Finanzpolitik bleibt auf ihrem klaren 
und vorhersehbaren Kurs. Dadurch 
wird es auch für die Deutsche Bundes- 
bank leichter, eine stetige Geldpolitik 
zu betreiben und das für eine wach- 
sende Wirtschaft notwendige Geld be- 
reitzustellen. Nur gesunde Staatsfinan- 
zen und ein stabiler Geldwert schaffen 
die Basis für eine soziale Politik, für 
eine Verbesserung der Wettbewerbs- 
fähigkeit unserer Wirtschaft, für dauer- 
haft niedrige Zinsen und für eine deut- 
liche Abkoppelung von dem hohen 
amerikanischen Zinsniveau. Sie geben 
dem Drängen auf Rückführung des 
überhöhten Defizits im amerikanischen 
Bundeshaushalt Glaubwürdigkeit und 
Gewicht. 

II. Im einzelnen spiegeln Haushaltsent- 
wurf und Finanzplan folgende Entschei- 
dungen der Bundesregierung wider: 

1. Senkung der Lohn-und 
Einkommensteuer 

Ab 1986 
- werden die Kinderfreibeträge von 432 

auf 2484 DM erhöht; die Kinderaddi- 
tive der Vorsorgeaufwendungen ent- 
fallen; 

- werden die Grundfreibeträge um 
324/648 DM auf dann 4536/9072 DM 

0 für Alleinstehende bzw. Verheira 
erhöht; 

- tritt der erste Teil der vorgesehe 
Tarifverbesserungen in Kraft. 

Ab 1988 r. 
- wird in einem zweiten Schritt die 

gesehene Tarifverbesserung &el .^ 
Lohn- und Einkommensteuer voll * . 
sam. Die steuerliche Grenzbelast s, 
wird  über den  gesamten  Pr°9 
sionsbereich deutlich abgesenkt- 

Das Volumen beider Entlastung^»* 
nahmen bei der Lohn- und Einkornjjj 
Steuer beläuft sich 1988 auf 20,2 Mi» 
den DM. Die kassenmäßigen AusWjJ   j5 

gen für den Bund in den Jahren 19,8 . j(n 
1988 (4,5/5,0/8,5 Milliarden DM siny 
Finanzplan des Bundes berückst   ^ 
Die  Steuersenkungen  erfolgen      ^ 
einen Ausgleich durch Steuert«' ^ 
gen und ohne den Abbau von S     |j. 
Vergünstigungen. Zugleich hat die    y. 
tion aber auch festgelegt, daß *   jßh1 

liehe Steuerentlastungen bis 19°8 

in Betracht kommen. 

2. Familienpolitik 
vflf{ - Das Mutterschaftsurlaubsgeld 9, 

zu einem Erziehungsgeld Jj1. ^o 
Mütter (bzw. Väter) von 600 V*gtf   t1c 
natlich erweitert. Es wird aD "• ^ 
zehn Monate lang, ab 1.1.19° ^ 
Monate lang gezahlt. In den ^r' 
beiden Monaten wird das .Q$\ 
schaftsgeld angerechnet. Ab '• ejrr 
wird das neue Erziehungs9e 

kommensabhängig gezahlt. f6 

- Arbeitslose Jugendliche bis 21 )(j, 
erhalten ab 1985 wieder Kino * 

- Für Geringverdienende, bf^fe\^e' 
der erhöhte steuerliche Kinder „,1 
trag nicht voll zum Tragen ^ 
wird ab 1986 ein Kindergeld*" ^ 
von bis zu 44 DM pro Kind eins 
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' Vorsorge für die Erhöhung 
2er Eigenmittel der 
Europäischen Gemeinschaft 
er Finanzplan enthält die im Zusam- 

u 
ennang mit dem Beitritt Spaniens 

Erh"0rtU9als für 1986 vor9esenene 

diec Un9 der Bundesleistungen an 

1     Europäische Gemeinschaft von 

Wert°Zent auf 1'4 Prozent der Mehr_ 

''Steuerbemessungsgrundlage. 

' {^gleich für die Deutsche 
Jj^dwirtschaft aufgrund 
^er Entscheidungen der EG 
Di 

ungen 
Wj^

Vorsteuerpauschale für die Land- 
schaft ist mit Wirkung vom 1. Juli 1984 von 8 auf 13 v.H.-Punkte bis 

8i" |?'1988 und auf 11 v.H.-Punkte bis 
bau 1"1 als Aus9|eich für den Ab- 
6rh„.des Währungsgrenzausgleichs 

s c
nöht worden, 

ts jot c«- 
'Una Mi'chquotenankaufsrege- 
^9   („Milchrente")   aufgrund   der 

^£nzung 
Ans ene 

^fan*6 für die landwirtschaftliche 
Mini Versicherung werden auf 400 

Hl D^°nen DM jährlich erhöht. 
n6Ueh?iber "'naus ist eine Reihe von 
w0rde       n; 

^Un9en'fdie keine finanziellen Auswir- 

der Milchabnahme auf 
eingeführt   worden.   Die 

genommen 

Werden fÜr den Bundeshaushalt haben 
^Utiin' Jedoch von wesentlicher Be- 
1t| 

un9sind. 

^itlinj®
r Wohnungsbaupolitik wurden 

fc s SeikfÜr die steuerliche Förderung 
nir die '   

tgenutzten Wohneigentums 
Jfc deJ^J2* erforderlichen Gespräche 
%Wj".fUndesländern festgelegt. Zu 

defeiH 9Sten ^"Wen gehören unter 
N ^ie ai," 

sDre0hmeine Förderung wird ent- 
Hder und dem § 7b EStG ausgestal- 

^Öchstbetrag wird von 200 000/ 

250000 DM auf 300000 DM herauf- 
gesetzt. Die besondere Förderung für 
nicht selbstgenutzte Wohnungen ent- 
fällt. 

- Alle Formen selbstgenutzten Wohn- 
eigentums werden gleichgestellt. 

- Die Nutzungswertbesteuerung des 
selbstgenutzten Wohneigentums soll 
entfallen. Im Zusammenhang mit dieser 
Frage sind aber noch Folgewirkungen 
zu prüfen: 

- Bauherren oder Erwerber mit Kindern 
sollen verstärkt gefördert werden. Be- 
reits das erste Kind wird in die Förde- 
rung einbezogen. In den Gesprächen 
mit den Ländern soll die Ausgestal- 
tung dieser Förderung besonders 
erörtert werden. 

2. Der Bundesminister der Finanzen 
wird zur Förderung des umweltfreund- 
lichen Kraftfahrzeugs im Herbst Ent- 
würfe zur Änderung des Kraftfahrzeug- 
und des Mineralölsteuergesetzes vor- 
legen. Vorgesehen ist: 

- Befreiung von der Kfz-Steuer für um- 
weltfreundliche Kraftfahrzeuge ab 1.7. 
1985 für 5 bis 7 Jahre (Kfz bis 1500 
ccm Hubraum 7 Jahre, bis 2500 ccm 
6 Jahre, darüber 5 Jahre). 

- Ausgleich durch Heraufsetzung der 
Kfz-Steuer für herkömmliche Kraft- 
fahrzeuge ab 1. 1. 1986 von 14,40 
DM/100 ccm auf 18 DM. 

- Ausgleich der höheren Herstellungs- 
kosten bei bleifreiem Benzin und ver- 
stärkter Anreiz für Einsatz bleifreien 
Benzins im bleiunabhängigen Alt- 
wagenbestand durch Erhöhung der 
Mineralölsteuer um zwei Pfennig pro 
Liter für bleihaltiges Benzin und Sen- 
kung um einen Rennig pro Liter für 
bleifreies Benzin. 

Fortsetzung nächste Seite 
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EDU-Tagung in Oslo 
bestätigt Mock im Amt 
Am 29. und 30. Juni 1984 fand in Oslo 
die 7. Parteiführerkonferenz der 
Europäischen Demokratischen 
Union (EDU) statt. Die EDU ist die 
1977 gegründete Arbeitsgemein- 
schaft von christlich demokrati- 
schen, konservativen und anderen 
Parteien der Mitte in Europa. Ihr Vor- 
sitzender, der Bundesparteiobmann 
der Österreichischen Volkspartei, 
Dr. Alois Mock, wurde in Oslo für 
zwei weitere Jahre in seinem Amt 
bestätigt. Die CDU-Delegation auf 
der Konferenz leitete Staatsminister 
MdB Philipp Jenninger. 

Die Konferenz nahm einen Bericht zur 
Europapolitik an, der in dem zustän- 

digen Ausschuß unter Vorsitz von Mini- 
sterpräsident Bernhard Vogel (CDU) er- 
arbeitet worden war. Ferner billigte die 

Fortsetzung von Seite 7 
In Verhandlungen mit den Ländern soll 
geprüft werden, ob ein weiterer Anreiz 
über die Kraftfahrzeugsteuer möglich 
ist, ggf. auch durch eine stärkere Be- 
lastung neu beschaffter nicht-umwelt- 
freundlicher Kraftfahrzeuge. Sollte die 
nähere Prüfung ergeben, daß steuer- 
liche Lösungen allein nicht den ge- 
wünschten Kaufanreiz bringen, ist zu er- 
wägen, ob offene Subventionen in einer 
Übergangszeit ein geeignetes Instru- 
ment sein können. 
Hierüber soll nach Gesprächen mit der 
EG-Kommission und den Ländern An- 
fang September eine abschließende 
Entscheidung der Bundesregierung 
herbeigeführt werden. 

Konferenz Berichte zur Problematik d 
Satellitenfernsehens sowie über gre „, 
überschreitende Probleme des L,n?v^»en 
Schutzes. Die Parteiführer diskutien p 
außerdem einen von Elmar Brok, M 
(CDU), vorgelegten Bericht zum Pr°DI 

der Jugendarbeitslosigkeit. .je 
In der allgemeinen Debatte betonten 
Parteiführer die Rolle des Europäjs0^ 
Parlaments bei der weiteren politisc ^ 
Integration Europas. Sie bekräftigtenj j{t 

Unterstützung der EDU für einen B6^ 
Portugals und Spaniens zur EG j, 
sprachen sich für eine Verstärkungi 
Kontakten zwischen der EG und a.$ 
ren demokratischen Staaten Eur $e 
aus. Die EDU-Parteiführer betonten ^, 
Notwendigkeit, die Prinzipien der K ifl 
Schlußakte in allen Signatarstaate^ 
größerem Ausmaß anzuwenden fe 
drückten in diesem Zusammenhang! ^ 
große Besorgnis über das Schicks 
Dr. Andrej Sacharow aus. rejt- 
Die Parteiführer begrüßten die ° ^r 
schaff der USA, Verhandlungen ^ 
nukleare Rüstungskontrolle ohne> ^ 
bedingungen zu führen, und rief ^ 
einer Wiederaufnahme der '^;' #j- 
START-Verhandlungen so früh wie 
lieh auf. 

Deutsche Christdemokrat11 

im Europa-Parlament 
konstituieren sich ^ 
Die Deutsche Gruppe in der Frakt.lftliC^ 
Europäischen Volkspartei (chr'|arlie

f1 

Demokraten) im Europäischen P?'ngifl 

hat auf ihrer konstituierenden Sit^ jKßf 
Straßburg den Berliner CDÜ-r r 

Rudolf Luter zu ihrem neuen Vo' ,^ 
den gewählt. Bereits in der abg^g^ 
nen Wahlperiode hatte er dieses A ^er1 

schäftsführend inne. Der CSU-^ \]tf' 
kandidat Fritz Pirkl, wurde stell • 
sitzender. 
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BUNDESTAG 

F|ick-Untersuchungsausschuß: 
Eine Zwischenbilanz - 

u Vor rund einem Jahr hat der Flick- 
auf^

rsuchungsausschuß  seine  Arbeit 

^Wis h°mmen; es ist also Zeit für eine 

sju Cnenbilanz, die der Ausschußvor- 
erst ,,de MdB Langner für die Fraktion 
^nte   hat'Der Kem des Auftra9s dieses rsuchungsausschusses lautet: 

[J* der Rick-Konzern  Einfluß ge- 
kirnen auf Bundesregierung, Ver- 

B
altun9> Mitglieder des Deutschen 
undestages und auf Parteien mit 

g J*. Ziel, steuerliche Begünstigun- 
i im Zusammenhang mit der Wie- 

eranlage des 1,9 Milliarden-DM-Ge- 
B 

nns aus dem Verkauf des Daimler- 
n*-Aktien-Pakets zu erreichen? 

H 'as 
arb bed eutet das für die Ausschuß- 

m von 
nd, mit 

dgß y  uas bedeutet zunächst einmal, 
1974 °r9änge aus dem Zeitrau 
allen p    1981 zu untersuchen sii 

*6'tlich0blemen'die sich sowonl aus der 

des ?r?n Ferne als auch aus der Länge 
ö   

ce|traums ergeben. 

SUchundeUtet weiterhin. daß der Unter" 
bewö)t 

9sausschuß einen Aktenberg zu 
rer: gj '9en hat wie vermutlich kein ande- 
9UsSch a stenen dem Untersuchungs- 
haft ~   ß ca- 90 Bände mit über 30 000 
^ SfUS dem Bereicn von Regierung 
.        laatsanwaltschaft zur Verfügung. 

^eis'® Herausgabe von 36 Bänden Be- 
^Ssch n streitet der Untersuchungs- 
V°r dem mit der Bonr|er Justiz derzeit 
% Jfj °berlandesgericht Köln. Nach 
r'Cr<ts a 

des Bundesverfassungsge- 
^ 17. Juli dieses Jahres, in dem 

es um die Frage geht, ob auch gegen- 
über einem Untersuchungsausschuß das 
Steuergeheimnis zu wahren ist, wird der 
Untersuchungsausschuß weitere Akten 
erhalten - je nach Urteil - geschwärzt 
oder ungeschwärzt. 

Auf der Zeugenliste des Untersuchungs- 
ausschusses stehen derzeit 98 Zeugen, 
hiervon sind bisher nur 8, allerdings 
jeweils mehrtägig, gehört worden. 

Die Arbeitsweise des Untersuchungs- 
ausschusses wird nicht unwesentlich 
bestimmt durch das ausgeprägte Min- 
derheitenrecht, das einem Viertel, also 
drei Mitgliedern dieses Untersuchungs- 
ausschusses, das Recht einräumt, Be- 
weisanträge durchzusetzen. Das eine 
Mitglied der Grünen hat es nicht schwer, 
zwei weitere Ausschußmitglieder für die 
Unterstützung seiner Anträge zu finden. 

Die Arbeit dieses Untersuchungsaus- 
schusses ist von Anfang an geprägt von 
der Parallelität mit anderen Verfahren: 

- Zunächst das Ermittlungsverfahren 
der Staatsanwaltschaft gegen Dr. Fri- 
derichs u. a., dessen Abschluß der 
Untersuchungsausschuß auf Wunsch 
des nordrhein-westfälischen Justiz- 
ministers abgewartet hat, bevor die 
öffentliche Beweisaufnahme begann. 

- Jetzt das gerichtliche Zwischenver- 
fahren, in dem über die Anklagezulas- 
sung entschieden wird. 

- Schließlich findet ein Verwaltungs- 
rechtsstreit zwischen Flick und dem 
Bundeswirtschaftsministerium um den 
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Widerruf der steuerlichen Begünsti- 
gungen für den Erwerb der Grace- 
Anteile statt. 

- Außerdem spielen die Ermittlungsver- 
fahren wegen Parteispenden eine ge- 
wisse Rolle. 

All diese Verfahren haben Aussage- 
verweigerungsrechte vor dem Unter- 
suchungsausschuß zur Folge. 

II. Was ist nun konkret bisher gesche- 
hen? Nach der intensiven Verberei- 
tungsphase haben wir im Januar mit den 
Zeugenvernehmungen begonnen, die 
bisher rund 110 Stunden in Anspruch 
genommen haben. Gehört wurden die 
8 wichtigsten der bisher benannten 
98 Zeugen, nämlich: 

- Aus dem Regierungsbereich: 
Dr. Friderichs, Dr. Apel, Dr. Graf 
Lambsdorff, Matthöfer und der ehe- 
malige Bundeskanzler Schmidt 

- Aus dem Rick-Konzern: 
von Brauchitsch, Dr. Flick und 
Paefgen. 

Dabei wurde deutlich, daß entgegen 
dem der Öffentlichkeit in der Vergangen- 
heit vermittelten Eindruck der Flick-Kon- 
zern nicht nur zur FDP und ihren Mini- 
stern in jener Zeit Kontakte gepflegt hat, 
sondern auch zur SPD hin. Dies verwun- 
dert eigentlich nicht, denn erstens war 
die SPD in jener Zeit führende Regie- 
rungspartei und zweitens war es die 
SPD, in der es heftige Widerstände ge- 
gen die Erteilung von 6b-Bescheinigun- 
gen an Flick gab. Daß solche Gespräche 
aber meistens arrangiert wurden vom 
ehemaligen SPD-Schatzmeister und Vor- 
sitzenden der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Nau, der auch an solchen Gesprächen 
teilnahm, berührt merkwürdig. Bekannt 
wurde in diesem Zusammenhang, daß 
im  Untersuchungszeitraum  der  Flick- 

Konzern 2,76 Millionen DM an die Frie°' 
rich-Ebert-Stiftung gespendet hat. 

Auch der damalige Bundeskanzj* 
Schmidt hat sich nicht auf die R°" 
des Beobachters beschränkt, &. 
dem z. B. am 6. August 1980 verfug 
daß die ausstehende Entscheid^ 
über die Rick-Anträge nicht vor ° 
Bundestagswahl getroffen werde 

möge. 

IM. Diese Entwicklung, die von der S"' 
der Betreiberin des Untersuchungsa 
Schusses, offensichtlich so nicht ^ ^ 
ausgesehen   wurde,   bleibt   natur 
nicht ohne Einfluß auf die Aussei 
arbeit. 
Motor der Erfüllung des Untersuchung 
auftrags ist die Union, allen voran un 
Obmann, Dr. Husch. Seine Kenntnis 
Vorgängen, die der SPD unangene 
sind, hat die SPD zu einer Beschiß. 
fungskampagne gegen ihn veran ^ 
manchmal hatte man den Eindruck.   ( 

SPD interessiere sich mehr dafür, ^ ^ 
Dr. Husch dieses oder jenes wüßt6« f„ 
für die Erfüllung des Untersuchung^ 
trags. Die bisherigen Ergebnisse     r 
wesentlich auch dem Berichtest 
unserem Kollegen Bohl, zu verdan 
der spätestens seit der Aufklärung/*^ 
Besuch in Flicks Jagdhütte als 9&° 
teter Fragesteller gilt. jofi 
Die Erfolge der Arbeit unserer fra uCh 
im Untersuchungsausschuß, die ^ 
in der öffentlichen Meinung e'nen

hat)enl 
liehen Niederschlag gefunden n ^e 

wären nicht möglich, wenn nic ste|l' 
gesamte Gruppe, also auch die ^ 
vertretenden Mitglieder, sich so ^ 
bei Vorbereitung und Durchführung^, 
Zeugenvernehmungen en9agier^aß d'ß 

den. Ich möchte auch erwähnen, ° ^0(\, 
Zusammenarbeit mit der FDF ^ ertrß' 
die von Herrn Baum im Ausschuß 
ten wird, sehr gut ist. 
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* >otz der aus unserer Sicht günstigen 
Entwicklung dürfen wir nicht übersehen: 
aii<feS unternehmen Untersuchungs- 
nurSchuß Flick schadet letztlich nicht 
Uni D und FDP, sondern auch der ur»on. 

^ der Öffentlichkeit werden Flick- 
Penden generell als etwas negatives 

an9esehen. 
s  wird   kaum   unterschieden  zwi- 
rnen Spenden in Richtung Regie- 

ret9' Um evtl' von dort etwas zu er~ a|ten, und sonstigen Spenden, etwa 
s 

dn die Opposition. 

Sndige Vermischung mit den Partei- 
Pendenverfahren läßt den Eindruck 
n;stehen, alles bewege sich im Be- 
bender Illegalität. 
'enerlich hat dies alles auch Auswir- 
un9en auf die Spendenbereitschaft. 

IK- a|lem dürfen wir nicht übersehen - 
Tr 
llr|H -i-        "«Miiwiimi  muni uuciooiicii — 
ten J '®s sollten wir alle offensiv vertre- 
SchuR • der Flick-Untersuchungsaus- 
Dar|ai

ein Beispiel dafür ist, daß die 
Ünd Tatarische Kontrolle funktioniert. 
k°nkr f Wir hier Gelegenheit haben, am 
^'Sch Fal1 Re9eln für den Umgang 
beiten Wirtschaft und Politik zu erar- 
Maben ^'r werden aucn Gelegenheit 
§6b p: e'nen Anstoß für eine Reform des 
dam* .lnkommensteuergesetz zu geben, 
Waitu 

2ukunft kein Spielraum der Ver- 
^nfiim9 da ist, der Anlaß für unzulässige 

Maßnahmen bietet. 

t3erUntSchluß noch ein kurzer Ausblick: 

H6jt 
ersuchungsausschuß muß seine 

n°chv
So Deenden, daß sein Bericht 

ta9svJhi.Beginn des nächsten Bundes- 
9eseK n|kampfes diskutiert und daß ggf. 
9er, w 9®berische Folgerungen gezo- 
\ diea k°nnen. Ich strebe deshalb 
5chUs   

Arbeit des Untersuchungsaus- 
Stßn Jffh bis zur Sommerpause näch- anres zu Ende zu bringen. Wir 

werden deshalb von September bis 
Weihnachten dieses Jahres an 34 Tagen 
Zeugen vernehmen, also auch in den 
sitzungsfreien Wochen. In diesem Zeit- 
raum werden erstmals Zeugen, die der 
Union angehören, vernommen werden. 
Wegen der von mir vorhin geschilderten 
Art der Behandlung des Themas Flick- 
Spenden in den Medien wird es voraus- 
sichtlich Tage geben, an denen die SPD 
im Aufwind zu sein scheint; auch wenn 
jedem nüchtern Denkenden klar ist, daß 
Spenden an die Union nichts mit Einfluß- 
nahme auf die Steuerbegünstigungsan- 
träge des Flick-Konzerns haben konn- 
ten. Darüber war in der Regierung und 
nicht durch die damalige Opposition zu 
entscheiden. 
Ich möchte deswegen meinen Bericht 
schließen, mit der Bitte an alle: Unter- 
stützen Sie, wo immer Sie Gelegenheit 
gegenüber den Medien und bei den 
Bürgern haben, unsere Position: Wir, die 
Union, können schon deshalb mit der 
sog. Flick-Affäre nichts zu tun haben, 
weil wir damals in der Opposition waren. 
Und zweitens: Spenden der Wirtschaft 
an Parteien sind etwas Zulässiges und 
Erwünschtes und für die Arbeit demo- 
kratischer Parteien auch etwas Notwen- 
diges. 

Bundesregierung gibt 
mehr Geld für Städtebau 
Die Bundesregierung will die Mittel für 
die Städtebauförderung im kommenden 
Jahr erneut um 40 Millionen auf 320 Mil- 
lionen Mark anheben, teilte Staatssekre- 
tär Friedrich-Adolf Jahn vom Bundes- 
bauministerium auf dem „Deutschen 
Holzbautag 1984" in Hannover mit. Erst 
im vergangenen Jahr waren die Mittel 
um ebenfalls 40 Millionen auf 280 Millio- 
nen Mark angehoben worden. 
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BUNDESWEHR 

Wehrsolderhöhung: Sechs 
Monate früher als geplant 
Der Wehrsold in allen Wehrsold- 
gruppen der Bundeswehr soll mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1984 
um eine DM pro Tag erhöht werden. 
Einem entsprechenden Gesetz- 
entwurf der Koalitionsfraktionen 
CDU/CSU und FDP stimmte der 
Deutsche Bundestag zu. 

Die CDU/CSU-Fraktion ist bereit, trotz 
der Notwendigkeit der Haushalts- 

sanierung und abweichend von der mit 
dem Haushaltsgesetz 1984 verabschie- 
deten mittelfristigen Finanzplanung die 
nächste Wehrsolderhöhung um sechs 
Monate vorzuziehen. Wären wir nur der 
bisherigen Übung gefolgt, den Wehrsold 
etwa alle 3Vfe Jahre anzupassen, dann 
wären wir auch der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung gefolgt, stellt MdB Markus 
Berger fest. Aber seit feststand, daß 
diese Wehrsolderhöhung zum 1. Okto- 
ber 1984 aus Mitteln des laufenden 
Haushaltsplanes finanziert werden 
könnte, haben unsere Verteidigungspoliti- 
ker nicht geruht, bis sie die Zustimmung 
der Gesamtfraktion für diese demonstra- 
tive Geste an unsere Grundwehrdienst- 
leistenden erreichen konnten. Insofern 
ist diese Wehrsolderhöhung 1984 ein 
echtes Initiativgesetz, eingebracht von 
den Koalitionsfraktionen. 
Gewiß, es hat auch eine Initiative der 
Opposition in diese Richtung gegeben, 
sogar eine weitergehende als die uns- 
rige, aber eine, die nicht zu finanzieren 
war. Sie hätte den Haushalt 1984 mit 
zusätzlich 180 Millionen DM belastet, die 
dessen Rahmen gesprengt hätten. 

UMWELTSCHUTZ ^ 

Kraftwerk Buschhaus 
soll entschwefelt werdet 
Die Fraktion von CDU/CSU und H>p 

haben am 27.6.84 im Deutschen 
Bundestag folgenden Änderung5' 
antrag (Kraftwerk Buschhaus) ein- 
gebracht: Der Deutsche Bundes*89 

fordert die Bundesregierung auf» 
sich dafür einzusetzen, daß 

1. das Kraftwerk Buschhaus nicht o 
Rauchgasentschwefelungsanlage in ^ 
trieb genommen wird, wobei der m   . 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung     |, 
gelegte Grundwert 400 mg SchvtfLe- 
dioxid pro Kubikmeter Rauchgas ein« 

iein*r halten werden muß, 
2. bereits vor 1988, spätestens bei ^jj 
Inbetriebnahme des Kraftwerks o\' jofi 
haus, die bisherige S02-Gesamtem's 

deutlich reduziert wird, J 

3. spätestens ab 1988 nach dem »   ^ 
der Technik die NOx-Emission mit   Oo 
Ziel verringert wird, auf höchstens 
mg/m3 Abgas zu kommen, r, 
4. alle Möglichkeiten finanzieller ÜJJ^ 
Stützung - auch auf EG-Ebene - 9e 

streik 
werden. ht 
Der Deutsche Bundestag unterst . 
die Feststellung der Bundesregie v 

daß der Einbau einer Rauchg*^ 
schwefelungsanlage nach dem ^ 
sten Stand der Technik nicht an ^, 
ziellen Schwierigkeiten scheitern ^ 
Er fordert die Bundesregierung a^ 0 
Prüfung, inwieweit finanzielle H» ^< 
den Bau einer solchen Anlage z Fe- 
derung des Umweltschutzes be ^ 
stellt werden können, so bald wie 
lieh abzuschließen. 



UiD 23 • 5. Juli 1984 • Seite 13 

MEDIENPOLITIK 

'fein Anlaß zu einer post- und 
^edienpolitischen Kurskorrektur 
Sei|.

Bundesrechnungshof hat bei 
lich er Untersuchung im wesent- 
&ü ®n die von der Deutschen 

W?POSt 1983 an,äß,ich der 
lnv°

u..enfestsetzung durchgeführte 

Und   tionsrecnnung akzePtiert 

fcu Ij^hvollzogen. Der Bericht des 
ke|"

aesrechnungshofes bietet 
nen Anlaß zu einer post- und 

^unpolitischen Kurskorrektur. 

^as Gutachten des Bundesrech- 
öff6ntp

n9shofes „Zur Wirtschaftlichkeit 
^'tteit Breitbandverteilnetze" ver- 
öUrJ nach Auffassun9 der CDU/CSU- 
st6||u

esta9sfraktion eine wichtige Hilfe- 
baHdv 9 'n der Diskussion um die Breit- 
tion 

erkabelung. Die Bundestagsfrak- 
d6s ^

nterstützt einstimmig die Absicht 
i"6pub|V

ndespostministers, die Bundes- 
nachri' h eutscnland mit einer optimalen 
tur =,._CnterHechnischen   Neuinfrastruk- r aus       '-^cnniscnen   NeumrrastruK- 
Wurrip 2Ustatten. Der Bundespostminister 
fraktio V°n der CDU/csu-Bundesta9s- 
Do|Jtj|^n auf9efordert, seine Investitions- 
rUngs. nacn Maßgabe der vom Regie- 
14. Ms

ericht »'nformationstechnik" vom 
5^e f

rz 19Q4 umschriebenen Grund- 
vertej|^

Ur den Ausbau von Breitband- 
^'tteu t2en we'terzuführen und dabei 
s'chpr,Und 'angfristig die Rentabilität 
rj.   ^"stellen. 
V°n BredKSre9'erun9 wird die Errichtung 
^r ^ltbandverteilnetzen entsprechend 
Glicht      age   nacn   wirtschaftlichen 

'6hä|t      nkten   zu9'9   vorantreiben. 
es für notwendig, daß der Bevöl- 

kerung die dem Bedarf entsprechende 
Infrastruktur an fernmeldetechnischen 
Einrichtungen für die Verteilung von 
Fernseh- und Tonrundfunkprogrammen 
über Breitbandkabelnetze zur Ver- 
fügung gestellt wird. Vorrangig sollen 
solche Netze in den Ländern und Städten 
bzw. Gemeinden großflächig ausgebaut 
werden, in denen ein entsprechender 
Bedarf ermittelt wurde und wo mit der 
notwendigen Unterstützung bei der 
Durchführung seitens der Länder und 
Kommunen gerechnet werden kann. Je 
nach Intensität der Nachfrage, Finanzie- 
rungsmöglichkeiten, Renditenentwick- 
lung und Planungskapazität werden für 
die Investition der Deutschen Bundes- 
post beim Aufbau der Breitbandverteil- 
netze voraussichtlich jährlich zwischen 
ein und zwei Milliarden DM zur Ver- 
fügung stehen. 
Der Koordinierungsausschuß für Me- 
dienpolitik der CDU/CSU unterstützt 
ebenfalls die zügige Verkabelung und 
die Initiativen des Bundespostministers 
zur Nutzung der Satellitentechnik. Ins- 
besondere die Strategie der Deutschen 
Bundespost, die verschiedenen techni- 
schen Entwicklungen im Bereich der Ka- 
belnetze, der Fernmeldesatelliten aber 
auch der direktstrahlenden Rundfunk- 
satelliten mit erheblich vermehrter Ka- 
nalkapazität in einer Weise zu nutzen, 
daß es zu einer sinnvollen gegenseitigen 
Ergänzung kommt, findet die volle Zu- 
stimmung des Koordinierungsausschus- 
ses. Die Union wird auf jeden Fall ihr me- 
dienpolitisches Ziel, mehr Wettbewerb 
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im Programmbereich zu schaffen, auch 
unter sich ändernden technischen Be- 
dingungen entschlossen weiterverfol- 
gen. Die CDU/CSU will alle technischen 
Möglichkeiten, die sich aus der Kabel- 
und Satellitentechnik ergeben, im Inter- 
esse der Wahlfreiheit der Bürger und der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft voll ausschöpfen. 
Die Deutsche Bundespost hat es außer- 
ordentlich begrüßt, daß durch das Gut- 
achten des Bundesrechnungshofes zur 
Frage der Rentabilität der Breitbandver- 
kabelung die Diskussion um die Breit- 
bandverkabelung objektiviert und aus 
der politischen Grauzone herausgeführt 
werden kann. 
Das Bundesministerium für das Post- 
und Fernmeldewesen hat zu dem Rech- 
nungshofbericht u. a. wie folgt Stellung 
bezogen: 
1. Das vom Bundesrechnungshof ge- 
nannte Gesamtinvestitions-Volumen für 
die Breitbandverkabelung, nämlich 
rund 21 Milliarden DM, liegt im Rahmen 
der von Bundespostminister Christian 
Schwarz-Schilling mehrfach öffentlich 
genannten Größenordnung von 20 bis 
30 Milliarden DM. 
2. Die Daten des Jahres 1983, auf denen 
der Bundesrechnungshof seine Analyse 
aufbauen mußte, sind für eine langfri- 
stige Betrachtung der Rentabilität der 
Breitbandverkabelung untypisch. Denn 
die sogenannte Lernphase - die bei je- 
dem Unternehmen kalkulatorisch be- 
rücksichtigt wird, wenn es um die Ein- 
führung neuer Produkte geht - enthält 
für eine korrekte langfristige Rentabili- 
tätsrechnung zu viele Unsicherheitsfak- 
toren. Außerdem fehlten im Anlaufjahr 
1983 ein entsprechendes Programm- 
angebot und Planungssicherheit für 
Vermieter bei der Umlage der Betriebs- 
kosten mit der Folge einer zögerlichen 
Akzeptanz bei größeren Wohnanlagen. 

3. Der Bundesrechnungshof bestätig 
daß die Deutsche Bundespost mit o 
strukturellen Änderung der Gebünr 

(Bezugspunkt der laufenden Gebültf 
ist die Wohneinheit, statt bisher 
Übergabepunkt) und der quantitat'^/ 
Anhebung unmittelbar im Frühjahr 1* ^ 
einen wichtigen Schritt in den Ein3' 
zur Rentabilität der Verkabelung 9el 

hat. t 

4. Der  Bundesrechnungshof erk?ije- 
an, daß in der derzeitigen Markterscn 

sind 

Die Deutsche Bundespost stimmt die 
Bewertung zu und sieht deshalb ins 

sondere   solange   die   medienges 

liehen Grundlagen in den verschiede'   j 
Bundesländern  nicht geschaffen 
und damit ein zusätzliches Pro9rar^n- 
angebot nicht verfügbar ist, keinef1   n, 
laß für kurzfristige Gebührenerhön^ 
gen.   Die   Deutsche   Bundespost 
langfristig bei der Festsetzung ^ten' 
bühren eine breitere zeitliche P   gfl 

ßungsphase weitere Gebührenänder  . 
gen äußerst sensitiv zu beurteilen si 

Kosteneinsparung 

durch billigere Verlegemethoden & 
grundlage   und 

ziehen. 
stellt in 

5. Der Bundesrechnungshof bl^rdi' 
seiner abschließenden Gesamte *, 
gung zur Verkabelung fest, daß es j(1 
lieh eine politische Entscheidung 's, 
welchem Umfang die Deutsche BjJ ^, 
post unter Inkaufnahme erheblich ^, 
triebswirtschaftlicher Risiken ein^|jcfißr 

trag zur Lösung gemeinwirtschan $, 
Aufgaben in wirtschafts-, innova tef1 

und medienpolitischer Hinsicht 
soll. 

& Rückkehrhilfe: Ein Erfolg 
Etwa 100000 ausländische Ar?el0ufl' 
mer haben von dem Angebot de   ^ 
desregierung Gebrauch gemaC[jei^ 
die Hilfen zur Rückkehr in ihre n 
angenommen. 
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MUTTER UND KIND 

ptiftung ist ein Baustein 
"* Werk sozialer Famiiienhilfe 
der

r 5Unc?estag hat mit den Stimmen 
%er °

a,itionsfraktionen das Gesetz 

!>& 

^UH*'6 Errichtung einer Stiftung 

>or 
Jet 

^rjjl^chtungen der Länder 
Verfci ,che Mittel mit dem Ziel zur 

Ier und Kind - Schutz des 

H« ledet. Die Bundesstiftung soll 
»renen Lebens" verab- 

MiSj?Un9 stellen, werdenden 
^Und    ,n Notlagen zu helfen. 
^iß|eSfami,ienminister Heiner 

&UrJer erk,ärte dazu im Deutschen 
naestag. 

Uy^nc,esstiftung ist ein Baustein im 
D'6$ si H sozialer Hilfen für Familien. 
Stiftunq    d'e wicht'9sten Elemente der 

(z grcJkratische und schnelle Hilfe 
fCjr rtj* Wohnungsbeschaffung, Hilfen 
Öetro Weiterführung des Haushaltes, i6treü 

>cht 

ung des Neugeborenen etc.] 

auf starre gesetzliche Rege- 
6inern  (n'Cht jeder  Fa"  lauft nach 

Oder   Vorgefertigten  Schablone ab 
schi  y^ nach einer solchen ent- 

s    
n|eden) 

ein>-, rale Hilfegewährung über die 
Öi* ..    nen Beratungsstellen. 

Äft 
;chen k°ndern ist Teil des familienpoli- n^hm„_   0r>ZeDts. zu dem fnlafinde MaR- Vri 

durch die Stiftung steht nicht 

das£ 

epts, zu dem folgende Maß- 
gehören: 

^Urrja ienungsgeld (600 DM mtL bis 
auer eines Jahres für alle Mütter) 

- eine steuerliche Entlastung für Allein- 
erziehende ab 1. 1. 85 in Höhe von 
4000 DM für das erste und 2000 DM 
für jedes weitere Kind (Abzugsfähig- 
keit der Kinderbetreuungskosten als 
außergewöhnliche Belastung) 

- die Wiedereinführung des Kindergel- 
des für arbeitslose Jugendliche - das 
unter der Regierung Schmidt abge- 
schafft worden war. 

Die Zeit von der Einbringung dieses Ge- 
setzes bis heute ist von vielen dazu ge- 
nutzt worden, Kritik und Zweifel an der 
Stiftung anzubringen. Tatsachen sind: 
1. Finanzielle Probleme wurden in der 
Vergangenheit bei den Gründen für 
einen Schwangerschaftsabbruch am 
häufigsten genannt (Bericht der von der 
früheren Bundesregierung eingesetzten 
Kommission zur Auswertung der Erfah- 
rungen mit dem reformierten § 218 aus 
dem Jahre 1980). 
2. Es ist kein Argument, sondern ein rei- 
nes Ablenkungsmanöver, wenn die Stif- 
tung mit der Begründung abgelehnt wird, 
daß es Kürzungen im Haushalt gegeben 
hat. Dem stehen rd. 8 Mrd. DM mehr für 
die Familien mit Kindern gegenüber. 
3. Für Hilfen aus Mitteln der Stiftung gibt 
es keine bestimmten Höchstbeträge. 
4. Eine Erklärung, die Schwangerschaft 
sonst abbrechen zu wollen, ist nicht Vor- 
aussetzung für den Bezug von Leistun- 
gen nach dem Stiftungs-Gesetz. 
5. Eine Beachtung der datenschutz- 
rechtlichen Bestimmungen ist selbstver- 
ständlich. 
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Cfil \fl werden, unser Land mit sicherem o"' 
mit Würde vertreten. . ^ 
Die Harmonie mit den Parteien, die sejjj.^ 
Abschied einen gewissen Glanz vei sQ, 
hatte ihn nicht ins Amt begleitet. W\M 
zialliberalen Regierungslager begey ^ 
man ihm zunächst mit Mißtrauen ^ 
zweifelte an seiner Eignung für dasn ^ 
ste Staatsamt. Die Freien Demo* $ 
enthielten sich bei seiner Wa/» c/j[ 
Stimme. Die SPD stellte nach einernte 
eben erquicklichen Vorspiel Anne*-5 
Renger gegen ihn auf. Aber &\\\}$ 
überzeugte die Zweifler sehr sehtie^0 
wuchs nahezu mühelos in die Tra 
seiner Vorgänger. ^ 
Die Bundesrepublik hatte - Rainer Be- 
sprach es aus - Glück mit ihren Pra* bie- 
ten. Von dem Maßstäbe setzende* üSs 
mannischen Liberalen Theodor u$ 
bis zu dem konservativen Hanseate ^ 
Carstens ist es unserer Republik'•'' #$' 
drei Jahrzehnten gelungen, sich e!Pp(]\afll 

bare Tradition staatlicher ^eP[fpjm
ar 

zu schaffen. Anders als in der W/e *< 

ZITAT 

Würdiger Wechsel 
Dies war ein Präsidentenwechsel ohne 
politische Zäsur. Anders als 1969, als sich 
bei der Wahl Gustav Heinemanns ein 
Koalitionswechsel abzeichnete, und an- 
ders als 1979, als die Opposition mit Karl 
Carstens ihren Kandidaten durchsetzte, 
waren wir Zeuge eines völlig „normalen" 
Wechsels im Amt des Bundespräsiden- 
ten. Das neue Staatsoberhaupt der Bun- 
desrepublik, Richard von Weizsäcker, 
wird von einer breiten Mehrheit getragen. 
Am 23. Mai war er auch von zahlreichen 
Wahlmännern aus der Opposition gewählt 
worden. 
Der scheidende Bundespräsident beendet 
nun seine politische Laufbahn, sicherlich 
aber nicht seine Tätigkeit für das Gemein- 
wesen Bundesrepublik. Die Anerkennung, 
die ihm sein Nachfolger im Amt, die ihm 
Bundestagspräsident Barzel und Bundes- 
ratspräsident Strauß zollten, hat sich Karl 
Carstens redlich verdient. Er sei, meinte 
Weizsäcker, seinen Aufgaben unbeirrbar 
überparteilich, aber nie mit neutraler 
Standpunktlosigkeit nachgegangen. Barzel 
nannte ihn ein „Vorbild im Dienst der 
Demokratie". Er hat, das darf unterstrichen 

bare Tradition staatlicher RePr%Zj[fi8i*'( 

Zeit, hat sich dieses Gemeinwesen V ^ 
loyalen Praktizierung einer sorgsa     $- 

itivem Geiste yecfltft 

Grundla 
fen, den ersten Bürger des 

gewogenen, in förderativem gewogenen, in luruerauveni *JC'   VsC'' •/ 
teten Verfassung die Grundlage 9** {fl 
fen, den ersten Bürger des S(a, ^ 
Würde und Besonnenheit zu warn 
Bonner General-Anzeiger, 2.7.19°4 
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